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1. Das EU-Beitrittsgesuch der
Türkei im Spiegel beid -
seitiger Identitätsfindung

In den bisherigen Erweiterungsrunden
der Europäischen Union stand die Be-
reitschaft der Mitgliedstaaten, die je-
weiligen Beitrittskandidaten aufzuneh-
men, stets außer Frage. Das Beitrittsge-
such der Türkei hingegen stößt a priori
nicht auf ungeteilte Zustimmung. Ins-
besondere in Frankreich und Öster-
reich, wo es verbindliche Volksabstim-
mungen geben wird, aber auch in
Deutschland existiert eine breite und
stabile Mehrheit der Bevölkerungen ge-
gen einen möglichen Beitritt der Türkei
zur Europäischen Union.1

Die Frage der Beitrittsfähigkeit der Tür-
kei und die der Erweiterungsfähigkeit
der EU berühren die Identitäten beider
Seiten, die jeweils in einem tief grei-
fenden Prozess der Identitätsfindung
begriffen sind. Durch die türkische Ge-
sellschaft geht ein Riss zwischen na-
mentlich in Militär und Justiz verorte-
ten Kemalisten, einst die Protagonisten
einer nach Europa gewandten Türkei,
die bei einem EU-Beitritt das laizisti-
sche Staatsmodell gefährdet sehen, und
konservativ-islamischen Kreisen, die
heute die Annäherung an die EU nicht

zuletzt um ihrer innenpolitischen Zie-
le willen anstreben. In der Europä -
ischen Union wurde in Folge der Er-
weiterung um die mittel- und osteuro-
päischen Staaten die Debatte über die
Finalität der Integration wiederbelebt,
wobei dem Postulat einer immer enge-
ren Union2 das Modell einer gelocker-
ten Wirtschaftsgemeinschaft entgegen-
setzt wird, deren maßgebliche Verfech-
ter in Großbritannien und der Tsche-
chischen Republik nicht von ungefähr
zu den stärksten Befürwortern einer
Aufnahme der Türkei in die EU zählen.

Die Beitrittsverhandlungen der Euro-
päischen Union mit der Türkei werden
somit auf beiden Seiten von internen
Richtungsstreitigkeiten begleitet. Diese
offenen Kontroversen lassen sich auch
nicht durch den Umstand kaschieren,
dass erstmals bereits begonnene Bei-
trittsverhandlungen ausdrücklich er-
gebnisoffen geführt werden.3 Vielmehr
ist zu konstatieren, dass anders als bei
allen bisherigen Beitrittskandidaten
ein Nein zur Aufnahme der Türkei 
in mehreren EU-Mitgliedstaaten als
durchaus möglich, wenn nicht gar
wahrscheinlich erscheint. Zudem ist
ein Stimmungsumschwung gegen ei-
nen EU-Beitritt in der Türkei selbst
nicht auszuschließen.4
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2. Die Türkei zwischen Laizis-
mus und Islamisierung

Zweifellos ist die Perspektive einer EU-
Mitgliedschaft ein Motor für Reformen
in der Türkei. Die allerdings bewegen
sich auf einem schmalen Grat, wie die
ernüchternden Fortschrittsberichte der
Europäischen Kommission belegen.5

Die an Schärfe zunehmende Auseinan-
dersetzung zwischen laizistisch-kema-
listischen und islamisch-konservativen
Kräften, die in dem Verbotsverfahren
gegen die AKP vor dem türkischen Ver-
fassungsgericht gipfelt, offenbart die
innere Zerrissenheit des Landes und
stellt die innenpolitische Stabilität
ernsthaft in Frage.

An der Rolle des Militärs und bei der Re-
ligionsfreiheit zeigt sich exemplarisch,
dass die Türkei mit einer Annäherung
an die Europäische Union zu Entschei-
dungen gezwungen sein wird, die zu ei-
ner Gefährdung ihrer inneren Stabilität
führen können. So ist das Primat der
Politik gegenüber dem Militär eine un-
verzichtbare Voraussetzung für einen
Beitritt zur EU. Für das Militär hinge-
gen würde durch eine uneingeschränk-
te parlamentarische Kontrolle zugleich
seine Garantenstellung für die kemalis-
tische Staatsordnung beseitigt, was als
eine Gefahr der Islamisierung wahrge-
nommen wird.6 Ebenso unabdingbar
für eine Aufnahme in die EU ist die Ge-
währung von Religionsfreiheit, wovon
die Türkei in der Praxis weit entfernt
ist, obgleich sie sich schon als Vertrags-
staat der Europäischen Menschen-
rechtskonvention dazu verpflichtet
hat.7 Ohne die Diskriminierung und
Marginalisierung christlicher und jüdi-
scher Minderheiten zu verkennen8, ist
ersichtlich, dass die staatliche Einfluss-
nahme durch das Amt für religiöse An-

gelegenheiten vornehmlich die Kon-
trolle der islamischen Mehrheit be-
zweckt. Auch die Religionsfreiheit birgt
nach laizistischem Verständnis offen-
bar die Gefahr einer unerwünschten Is-
lamisierung. 

Die beschriebenen Dilemmata zwi-
schen einer Annäherung an die EU und
der Erhaltung des türkischen Laizismus
kann nur die Türkei selbst lösen. Dabei
ihre Stabilität im Innern zu bewahren,
ist eine Voraussetzung dafür, dass die
Europäische Union die Reformprozesse
in der Türkei mit Erfolg unterstützen
kann.

3. Die EU zwischen Unter -
stützung der Türkei und
Nachgiebigkeit

Eine möglichst enge Kooperation zwi-
schen der EU und der Türkei liegt un-
bestritten im beiderseitigen strategi-
schen Interesse. Sie hat zudem mit der
Mitgliedschaft der Türkei in der NATO
und dem Europarat sowie mit dem Ab-
kommen von Ankara9 eine beachtliche
Tradition. Die in Art. 28 dieses Assozia-
tionsabkommens eröffnete Perspektive
für die Türkei erschöpfte sich allerdings
in einer Verpflichtung zur Prüfung der
bloßen Möglichkeit eines Beitritts, die
sich überdies allein auf die vormalige
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
bezog und unter dem Vorbehalt des
Funktionierens des Abkommens stand. 

Erst 1997 stellte der Europäische Rat
der Türkei eine Vollmitgliedschaft in
Aussicht10 und bekräftigte 1999, dass
die Türkei „Mitglied der Union werden
soll“11. Mit der daraufhin 2001 unter-
zeichneten Beitrittspartnerschaft und
Heranführungsstrategie wurde ein Pro-
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gramm für die Annäherung der Türkei
an die EU etabliert, das schließlich in
die Eröffnung von Beitrittsverhandlun-
gen mit dem Ziel einer Mitgliedschaft 
– wenngleich als ein „Prozess mit offe-
nem Ende“12 – mündete.

Trotz vielfältiger Unterstützung durch
die EU ist die Türkei den von ihr einge-
gangenen Verpflichtungen bislang nicht
nachgekommen. Mit der Weigerung,
das Zusatzprotokoll vom 29. Juli 2004
zum Ankara-Abkommen zu ratifizieren
und ihre See- und Flughäfen für zy-
priotische Schiffe und Flugzeuge zu öff-
nen, blockiert sie die Ausweitung des
freien Warenverkehrs auf das EU-Mit-
glied Zypern und versucht damit, eine
de facto-Anerkennung der Republik Zy-
pern zu vermeiden. Die Türkei hat da-
mit eine einstige Vorbedingung für den
Beginn der Beitrittsverhandlungen bis
heute nicht erfüllt. Gleichwohl wurden
die Verhandlungen mit dem Ziel eines
Beitritts am 3. Oktober 2005 eröffnet.13

Im Ergebnis wurde es der Türkei so er-
möglicht, die Anerkennung der Repu-
blik Zypern als Faustpfand für den ei-
genen EU-Beitritt einzusetzen. Dass die
Türkei die ihr gesetzte Frist, das Zusatz-
protokoll zum Ankara-Abkommen bis
2006 zu ratifizieren14, verstreichen ließ,
konnte daher nicht überraschen. Die
Reaktion der EU, acht Verhandlungs-
kapitel zu suspendieren, mit den Ver-
handlungen im Übrigen aber fortzu-
fahren15, mag die Türkei als Bestäti-
gung ihrer konsequenten Haltung und
als Duldung der fortgesetzten Missach-
tung ihrer Verpflichtungen gegenüber
der Republik Zypern und der gesamten
EU auffassen.

Diese Nachgiebigkeit der EU fand ihre
Fortsetzung in der Aufnahme Bulga-

riens und Rumäniens zum 1. Januar
2007 unter Hintanstellung der Erfül-
lung der Beitrittsvoraussetzungen, was
den Reformdruck in diesen Ländern
spürbar gehemmt hat und ihre Inte-
gration in der EU bis heute erschwert.
Es liegt auf der Hand, dass solche ein-
seitigen Vorleistungen die vereinbarten
Maßstäbe unterminieren und die Sorge
vor einer Aufweichung der Beitritts -
kriterien durch politische Rabatte be-
gründen. 

Für die Christlich-Soziale Union lag da-
rin der tragende Grund, ungeachtet der
Hinnahme ergebnisoffener Verhand-
lungen die Ablehnung einer EU-Voll-
mitgliedschaft der Türkei in ihrem
 neuen Grundsatzprogramm zu veran-
kern.16 Der Relativierung der objekti-
ven Kriterien für einen EU-Beitritt be-
gegnet die CSU so mit einer Konkreti-
sierung ihrer subjektiven Zielsetzung,
die im Folgenden näher begründet wer-
den soll.

4. Die räumliche Dimension
 einer gemeinsamen Identität
in der EU

Das Beitrittsgesuch der Türkei stellt die
Europäische Union – und natürlich
auch die Türkei selbst – vor die Frage
nach ihrem Selbstverständnis. Für das
Ziel einer politischen Union, das zwei
Drittel der Deutschen teilen17, ist eine
gemeinsame Identität der Unionsbür-
ger unerlässlich. Ein Gefühl der Zu-
sammengehörigkeit wird sich aller-
dings nur auf der Grundlage geteilter
geschichtlicher und kultureller Erfah-
rungen entwickeln lassen. Deren prä-
gende Kraft stößt indessen notwendig
an geographische Grenzen, denn die
Verbreitung gemeinsamer Erfahrungen
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vollzieht sich stets in einem bestimm-
ten einheitlichen Raum.18 Die Heraus-
bildung einer gemeinsamen Identität
hat somit eine räumliche Dimension.
Die Europäische Union findet deshalb
neben den geographischen auch dort
ihre Grenzen, wo geschichtliche und
kulturelle Gemeinsamkeiten fehlen. 

Die Türkei und die EU bilden keinen
solchen durch geteilte Erfahrungen be-
gründeten, hinreichend einheitlichen
Geschichts- und Kulturraum. Sie wei-
sen im Gegenteil gravierende Unter-
schiede im Verständnis fundamentaler
Prinzipien der europäischen Rechts-
und Wertegemeinschaft auf. Obgleich
die Türkei demokratisch und rechts-
staatlich verfasst ist und sich zur Wah-
rung der Grund- und Menschenrechte
verpflichtet hat, steht die Verfassungs-
wirklichkeit mit diesen grundlegenden
europäischen Werten nicht in Ein-
klang. Dies belegen die Stellung des Mi-
litärs und die Lage der Religionsge-
meinschaften in der Türkei ebenso wie
etwa die verbreitete Praxis von Ehren-
verbrechen und Zwangsheiraten.

Zwar sind die Gemeinsamkeiten der
Unionsbürger mit den politischen und
wirtschaftlichen Eliten im Westen der
Türkei spürbar größer als mit den an
den Grenzen zum Iran, dem Irak und
Syrien lebenden Menschen. Dennoch
ist unverkennbar, dass sich in der tür-
kischen Geschichte und Kultur ein Ver-
ständnis demokratischer und rechts-
staatlicher Prinzipien sowie von Grund-
und Menschenrechten – mithin die
 politischen Kriterien des Europäischen
Rates von Kopenhagen für einen Bei-
tritt zur Europäischen Union19 – aus -
geprägt hat, das sich von dem Ver-
ständnis in den EU-Mitgliedstaaten
 unterscheidet. 

Die Einschätzung, die Türkei sei ein
kulturell nicht zu Europa gehörendes
Land, besitzt auch die größte Erklä-
rungskraft für die ablehnende Haltung
der Deutschen zu einem EU-Beitritt der
Türkei.20 Der christliche Glaube hinge-
gen ist für diesen empirischen Befund
praktisch ohne Bedeutung.21 Ohnedies
geht es nicht um die Frage der Religi-
onszugehörigkeit, wohl aber um das
Verständnis von Religionsfreiheit, das
in der EU durch ihr christlich-jüdisches
Erbe, durch Humanismus und Aufklä-
rung eine von der Türkei verschiedene
kulturelle Prägung erfahren hat. 

Der Umstand, dass in der Türkei die für
das Selbstverständnis der EU als politi-
sche Union grundlegenden Wertefragen
nach nahezu 100 Jahren Kemalismus,
fast 60 Jahren Mitgliedschaft im Euro-
parat und mehr als 40 Jahren Assoziati-
on mit der EU nicht zufrieden stellend
gelöst werden konnten, lässt die Ent-
wicklung einer gemeinsamen Identität
im Zuge der Beitrittsverhandlungen in-
nerhalb weniger Jahre nicht erwarten.
Die Chronologie der Kooperation zwi-
schen der Türkei und der Europäischer
Union legt vielmehr nahe, Alternativen
zu einer EU-Vollmitgliedschaft der Tür-
kei zu entwickeln. Andernfalls steht zu
befürchten, dass die EU im Falle einer
Aufnahme der Türkei ihre Integrations-
kraft überdehnt, ihre innere Homoge-
nität verliert und letztlich das Ziel einer
politischen Union gefährdet. 

5. Zur Notwendigkeit eines
 dritten Wegs

Das Scheitern eines Beitritts der Türkei
droht auch im Hinblick auf die zu er-
wartenden Folgen für die EU. Auf Grund
wachsender sozioökonomischer Dispa-
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ritäten könnten vor allem die Gemein-
same Agrarpolitik und die Strukturpo-
litik nur mit auf lange Zeit erheblichen
Mehrkosten und nicht ohne substan-
zielle Reformen für die Türkei geöffnet
werden.22 Aus sicherheitspolitischer
Perspektive führt eine EU-Integration
der Türkei keineswegs zwingend zu ei-
nem Zuwachs an Stabilität, sondern
kann in dem schwierigen geopoliti-
schen Umfeld mit langen Grenzen zu
Syrien, dem Irak und dem Iran sogar
das Gegenteil bewirken, wenn man et-
wa die Auseinandersetzungen der tür-
kischen Armee mit den Kurden im
Nord-Irak 2007/2008 in Betracht zieht. 

Die Beitrittsverhandlungen der EU mit
der Türkei können jedenfalls, wenn sie
nach dem Prinzip „Alles oder Nichts“
geführt werden, durchaus im Nichts
enden. Der außenpolitische Schaden
wäre kaum absehbar. An Stelle der Di-
chotomie eines „Drin oder Draußen“
gilt es deshalb, einen dritten Weg zu er-
öffnen. Er liegt in der Diversifizierung
der Kooperations- und Integrationsfor-
men zwischen der EU und ihren Nach-
barstaaten.

Für die Türkei mag zwar vorerst keine
Veranlassung bestehen, andere Optio-
nen als eine Vollmitgliedschaft in der
Eu ropäischen Union in Betracht zu zie-
hen, solange ein Beitritt Ziel der Ver-
handlungen ist. Spätestens vor einem
drohenden Scheitern aber wird sich die
Türkei einem dritten Weg nicht ver-
schließen können, denn eine mög-
lichst enge Anbindung an Europa liegt
in ihrem wohlverstandenen eigenen
Interesse und ist für sie ohne ernst hafte
Alternative.

Demgegenüber sieht sich die Europä -
ische Union unabhängig von der Tür-

kei vor die Aufgabe gestellt, einen drit-
ten Weg zwischen EU-Mitgliedschaft
und Europäischer Nachbarschaftspoli-
tik zu entwickeln. Ein Blick auf die
 Unterschiedlichkeit der südlichen und
östlichen EU-Anrainer macht deutlich,
dass differenzierende Modelle von en-
gerer Kooperation bis zur Teilintegra -
tion in EU-Strukturen unabdingbar
sind, um jedem einzelnen Nachbar-
staat Rechnung tragen zu können, der
der Europäischen Union nicht beitre-
ten kann oder will. 

6. Zur Ausgestaltung eines
 dritten Wegs

Eine Diversifizierung der Kooperati-
ons- und Integrationsformen zwischen
der Europäischen Union und ihren
Nachbarstaaten erweitert den Hand-
lungsspielraum beider Seiten. Wäh-
rend es den Nachbarn offen steht, ihre
Beziehungen zur EU nach ihren eige-
nen Interessen flexibel zu gestalten,
wird es der Europäischen Union er-
möglicht, nach der Bereitschaft und
Fähigkeit ihrer Nachbarn zur Vertie-
fung der Beziehungen zu differenzie-
ren. 

Die in Bezug auf die Türkei diskutierten
Modelle reichen von Formen intergou-
vernementaler Zusammenarbeit wie
Privilegierte Partnerschaft23, Erweiterte
Assoziierte Mitgliedschaft24 oder Euro-
päischer Wirtschaftsraum Plus25 bis zu
Konzepten einer gestuften Mitglied-
schaft26, die eine partielle Integration
auf supranationaler Ebene vorsehen.
Allen gemeinsam ist das Ziel, die Türkei
möglichst eng an die EU-Strukturen zu
binden, sollte sich eine Vollmitglied-
schaft der Türkei nicht verwirklichen
lassen.27
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Die thematische Variationsbreite eines
dritten Weges, die hier nur skizziert
werden kann, unterliegt nur wenigen
Grenzen. So stellt ein Plus gegenüber
dem Status quo der seit 1996 bestehen-
den Zollunion das Minimum dar, wäh-
rend das Maximum dort liegt, wo die
Integrationskraft der EU überdehnt
würde, etwa bei einer unbegrenzten
Freizügigkeit oder einer vollständigen
Einbeziehung der Türkei in die Ge-
meinsame Agrarpolitik und die Struk-
turpolitik. Innerhalb dieser Grenzen ist
eine vertiefte Zusammenarbeit im Rah-
men der Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik und der Europäischen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik
sowie in den Bereichen Justiz und In-
neres ebenso vorstellbar wie die Erwei-
terung der Zollunion zu einer umfas-
senden Freihandelszone oder gar ei-
nem teilintegrierten Binnenmarkt.

In institutioneller Hinsicht reichen die
Differenzierungsmöglichkeiten von der
Einrichtung gemeinsamer Gremien28

bis zur Einbindung der Türkei in den
Rat, sei es durch bloße Teilnahme- und
Konsultationsrechte, sei es durch sek-
torale Mitentscheidungsrechte.29 Die
Gewährung beschränkter Mitentschei-
dungsrechte kann jedoch nur in Be-
tracht kommen, so weit der Türkei eine
Teilintegration ermöglicht wird, wobei
ein Vetorecht in jedem Fall auszu-
schließen ist.

Die konkrete Ausgestaltung eines drit-
ten Weges wird maßgeblich von der
politischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Türkei sowie von ihrer Be-
reitschaft zum Souveränitätsverzicht
abhängen. Aufgabe der EU ist es, die

Kooperations- bzw. Integrationstiefe
entsprechend zu konditionieren. So
muss bereits in den laufenden Beitritts-
verhandlungen darauf geachtet wer-
den, nur solche Verhandlungskapitel
zu öffnen, die für die einvernehmlich
angestrebte Form der engeren Koope-
ration oder Teilintegration in Frage
kommen.

7. Ausblick

Eine Diversifizierung der Kooperations-
und Integrationsformen der Europä -
ischen Union mit ihren Nachbarn ent-
spricht nicht nur dem gemeinsamen
Interesse, einvernehmlich die best-
mögliche Vertiefung der beiderseiti-
gen Beziehungen anzustreben. Sie trägt
auch der im Zuge der Globalisierung
wachsenden Herausforderung Rech-
nung, die vorhandenen Inseln regio-
naler Integration miteinander zu ver-
knüpfen. Nicht auf Blockbildung, son-
dern auf die Vernetzung der Schnitt-
stellen kommt es an.

Die Türkei befindet sich an einer sol-
chen geostrategischen Schnittstelle
zwischen Europa und ihren östlichen
Nachbarn. Ihrer Schnittstellenfunktion
kann sie jedoch nicht mit einer voll-
ständigen Integration in die EU, son-
dern nur dadurch gerecht werden, dass
sie ihre Annäherung an die EU mit dem
Ausbau ihrer politischen, ökonomi-
schen und kulturellen Beziehungen zur
Kaukasusregion und zum Mittleren Os-
ten verknüpft. Je besser der Türkei dies
gelingt, desto größeren Nutzen würden
vertiefte Beziehungen zur Türkei auch
der Europäischen Union bieten.

42-49_Silberhorn:42-49  16.01.2009  8:28 Uhr  Seite 47



Thomas Silberhorn48

Anmerkungen
1 In den von der Europäischen Kommis -

sion in Auftrag gegebenen Eurobaro -
meter-Umfragen vom Herbst 2005 bzw.
2006 sprachen sich nur 21 bzw. 16%  aller
befragten Deutschen für eine EU-Mit-
gliedschaft der Türkei aus, vgl. TNS Opi-
nion & Social: Eurobarometer 64, Natio-
naler Bericht Deutschland, Herbst 2005,
S.10, www.ec.europa.eu/public_opinion/
archives/eb/eb64/eb64_de_nat.pdf, Stand:
26.9.2008, bzw. TNS Opinion & Social:
Eurobarometer 66, Nationaler Bericht
Deutschland, Herbst 2006, S.10, www.
ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/
eb66/eb66_de_nat.pdf, Stand: 26.9.2008.

2 Vgl. die Präambel des Vertrags über die
Europäische Union, ABl. EG Nr. C191
vom 29.7.1992, S.2.

3 Europäischer Rat (Brüssel) vom
16./17.12.2004: Schlussfolgerungen des
Vorsitzes, 16238/1/04 REV1, S.7.

4 In den Eurobarometer-Umfragen
schwankt die Zustimmung aller befragten
Türken zu einer EU-Mitgliedschaft der
Türkei zwischen 55% im Herbst 2005 und
44% im Frühjahr 2006, vgl. TNS Opini-
on & Social: Eurobarometer 67, National
Report Turkey, Executive Summary, Früh-
jahr 2007, S.2, www.ec.europa.eu/public_
opinion/archives/eb/eb67/eb67_tr_exec
.pdf, Stand: 26.9.2008.

5 Zuletzt Arbeitsdokument der Kommissi-
onsdienststellen, Türkei: Fortschrittsbe-
richt 2007, SEC(2007)1436.

6 Zur Rolle des Militärs vgl. Sezer, Esra: Das
türkische Militär und der EU-Beitritt der
Türkei, in: Aus Politik und Zeitgeschich-
te 43/2007, S.27ff.

7 Vgl. Oehring, Otmar: Religionsfreiheit in
der Türkei, in: Europa und die Türkei.
Schriften zur europäischen Integration
1/2008, hrsg. von der CDU/CSU-Gruppe
im Europäischen Parlament, S.31ff.

8 Oehring: Religionsfreiheit in der Türkei,
S.31f.; Sommer, Renate: Menschenrechte
und Grundfreiheiten in der Türkei, in:
Europa und die Türkei. Schriften zur eu-
ropäischen Integration 1/2008, hrsg. von
der CDU/CSU-Gruppe im Europäischen
Parlament, S.19, S.21f.

9 Das Abkommen zur Gründung einer As-
soziation zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Türkei (64/
733/EWG, ABl. Nr.P217 vom 29.12.1964,
S.3687f.) wurde am 12.9.1963 unter-
zeichnet und trat am 1.1.1964 in Kraft.

10 Europäischer Rat (Luxemburg) vom
12./13.12.1997: Schlussfolgerungen des
Vorsitzes, SN 400/97, S.2.

11 Europäischer Rat (Helsinki) vom
10./11.12.1999: Schlussfolgerungen des
Vorsitzes, SN 300/99, S.4.

12 Vgl. Europäischer Rat (Brüssel) vom
16./17.12.2004: Schlussfolgerungen des
Vorsitzes, S.7.

13 Für die Bundesrepublik Deutschland han-
delte die formal noch im Amt befindliche
rot-grüne Bundesregierung, nachdem der
16. Deutsche Bundestag zwar schon ge-
wählt war, sich aber noch nicht konsti-
tuiert hatte.

14 Vgl. Rat der Europäischen Union: Er -
weiterung: Türkei, Erklärung der Euro-
päischen Gemeinschaft und ihrer Mit-
gliedstaaten vom 21.9.2005, Ratsdok.
12541/05 (Presse 243), S.2.

15 Rat der Europäischen Union: Mitteilung
an die Presse, 2770. Tagung des Rates All-
gemeine Angelegenheiten und Außenbe-
ziehungen (Allgemeine Angelegenheiten)
vom 11.12.2006, Ratsdok. 16289/06 (Pres-
se 352), S.9.

16 CSU-Landesleitung (Hrsg.): Chancen für
alle! In Freiheit und Verantwortung ge-
meinsam Zukunft gestalten, Grundsatz-
programm der Christlich-Sozialen Union
in Bayern, beschlossen vom CSU-Partei-
tag am 28.9.2007, S.154.

17 Schoen, Harald: Die Deutschen und die
Türkeifrage: eine Analyse der Einstellun-
gen zum Antrag der Türkei auf Mitglied-
schaft in der Europäischen Union, in: Po-
litische Vierteljahresschrift 49/2008, S.68,
S.76f.

18 Vgl. Schäuble, Wolfgang: Die Europäische
Union und die Türkei, in: Jahrbuch Bit-
burger Gespräche 2/2005, S.59, S.63.

19 Vgl. Europäischer Rat (Kopenhagen) vom
21./22.6.1993: Schlussfolgerungen des
Vorsitzes, SN 180/1/93, S.13.

20 Schoen: Die Deutschen und die Türkei-
frage, S.78.

21 Ebda.
22 Vgl. Quaisser, Wolfgang/Steve Wood: EU

Member Turkey? Preconditions, Conse-
quences and Integration Alternatives. For-
schungsverbund Ost- und Südosteuropa,
Arbeitspapier 25/2004, S.23ff., S.45ff.

23 Zu Guttenberg, Karl-Theodor: Die Bezie-
hungen zwischen der Türkei und der EU
– eine „Privilegierte Partnerschaft“, in: Ak-
tuelle Analysen 33/2004, hrsg. von der
Hanns-Seidel-Stiftung e.V., München.

24 Quaisser/Wood: EU Member Turkey?,
S.50ff.

25 Brok, Elmar: Eine neue Erweiterungsstra-
tegie für die EU, in: Die Politische Mei-
nung 433/2005, S.15, S.17f.

42-49_Silberhorn:42-49  16.01.2009  8:28 Uhr  Seite 48



Tertium datur – Zum Antrag der Türkei auf EU-Mitgliedschaft 49

26 Wissmann, Matthias: Das Modell der ge-
stuften Mitgliedschaft, in: Internationale
Politik 5/2006, S.64ff.; Karakas, Cemal:
EU – Türkei: Abgestufte Integration als Al-
ternativmodell zur Vollmitgliedschaft?,
in: Südosteuropa Mitteilungen 47/2007,
S.4ff.

27 Vgl. Europäischer Rat (Brüssel) vom

16./17.12.2004: Schlussfolgerungen des
Vorsitzes, S.7.

28 Zu Guttenberg: Die Beziehungen zwi-
schen der Türkei und der EU – eine „Pri-
vilegierte Partnerschaft“, S.16ff.

29 Vgl. Wissmann: Das Modell der gestuften
Mitgliedschaft, S.68; Karakas: EU – Tür-
kei, S.16.

42-49_Silberhorn:42-49  16.01.2009  8:28 Uhr  Seite 49


	88176_K1_01-04.pdf
	05-06.pdf
	07-09.pdf
	10.pdf
	11-14.pdf
	15-19.pdf
	20-23.pdf
	24-33.pdf
	34-41.pdf
	42-49.pdf
	88176_K1_50-64.pdf
	88176_K1_65-67.pdf
	88176_K1_68-83.pdf
	88176_K1_84.pdf
	88176_K1_85.pdf
	88176_K1_86.pdf
	88176_K1_87.pdf
	88176_K1_88_Feser_alphabetisch.pdf



